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Vorwort 

Die vorliegende Untersuchung wurde im Sommersemester 1995 von der 
Juristischen Fakultät der Ruhr-Universität Bochum als Dissertationsschrift 
angenommen. Die Entwicklung der Diskussion um die Ausgestaltung der 
evangelischen Militärseelsorge in der Bundeswehr wurde bis November 1995 
berücksichtigt. 

Besonders danken möchte ich an dieser Stelle meinem Doktorvater, Herrn 
Prof.  Dr. Peter J. Tettinger, für die stets wohlwollende Unterstützung meiner 
Arbeit. 

Mein Dank gilt ferner  Herrn Prof.  Dr. Wolfgang Loschelder für die Anre-
gung zu dieser Thematik und Herrn Prof.  Dr. Dr. h.c. mult. Knut Ipsen für die 
umsichtige Erstellung des Zweitgutachtens. 

Weiterer Dank gebührt Herrn Lindenbein und Herrn von Gilsa aus dem 
Bundesministerium der Verteidigung, Herrn Blaschke vom Evangelischen 
Kirchenamt für die Bundeswehr sowie Herrn Oberhem vom Katholischen 
Militärbischofsamt für die Erteilung zahlreicher Auskünfte aus der Praxis der 
Militärseelsorge. 

Schließlich sei den Herausgebern der "Staatskirchenrechtlichen Abhand-
lungen", namentlich Herrn Prof.  Dr. Joseph Listi, für die Aufnahme der Un-
tersuchung in diese Schriftenreihe  gedankt. 

Die Drucklegung wurde durch einen großzügigen finanziellen Zuschuß des 
Katholischen Militärbischofsamtes gefördert;  auch dafür habe ich zu danken. 

Witten, im November 1995 Jörg Ennuschat 
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1. Teil: Einleitung 

"So gebt dem Kaiser, was des Kaisers ist, und Gott, was Gottes ist."1 Die 
Scheidung des weltlichen vom geistlichen Bereich ist stets ein schwieriges 
Unterfangen gewesen. Die Vielschichtigkeit der Vernetzung beider Bereiche 
steht einer schlichten Trennung im Wege. Die Austarierung des Verhältnisses 
zwischen Staat und Kirche zählt so zu den fundamentalen Strukturprinzipien 
jedes Gemeinwesens. Zum traditionellen Kernbestand einer Verfassung gehö-
ren daher Aussagen zur Stellung der Kirchen und Religionsgemeinschaften im 
oder gegenüber dem Staatsgefüge.2 Nicht zuletzt durch diese verfassungs-
rechtlichen Aussagen unterscheiden sich Kirchen und Religionsgemeinschaf-
ten auch im pluralistischen Gemeinwesen der Gegenwart von anderen gesell-
schaftlichen Gruppen und Verbänden. 

Das Verhältnis zwischen Staat und Kirche in Deutschland ist das Ergebnis 
einer seit Jahrhunderten andauernden Entwicklung der Separierung von welt-
licher und geistlicher Gewalt, die Perioden sowohl harmonischen Miteinan-
ders als auch erbitterter Kontroversen kannte. In der Gegenwart sind die mei-
sten Sträuße ausgefochten, somit die grundlegenden staatskirchenrechtlichen 
Fragestellungen geklärt3 und - damit verbunden - ein wenig aus dem Blick-
feld von Öffentlichkeit  und Rechtswissenschaft geraten. Konfliktträchtig sind 
derzeit Nebenfragen des Staatskirchenrechts, die gleichwohl den einzelnen 

1 Matth. 22,21. 
2 Etwa §§ 144 ff.  der sog. Paulskirchenverfassung vom 28.03.1849, Art 11 ff.  der preußi-

schen Verfassungs-Urkunde vom 31.01.1850, Art. 135 ff.  der Weimarer Reichsverfassung vom 
11.08.1919, Art. 4, 140 GG; siehe ferner  Art. 16 der belgischen Verfassung vom 07.02.1831, §§ 4, 
6, 66 ff.  der dänischen Verfassung vom 05.06.1953, Art. 2 der französischen Verfassung vom 
04.10.1958, Art. 3, 13 der griechischen Verfassung vom 09.06.1975, Art. 44 der irischen Verfas-
sung vom 01.07.1937, Art. 7 f. der italienischen Verfassung vom 27.12.1947, Art 41 der portu-
giesischen Verfassung vom 02.04.1976, Art 16 der spanischen Verfassung vom 29.12.1978. 

3 Siehe dazu umfassend das Handbuch des Staatskirchenrechts der Bundesrepublik Deutsch-
land, 1. Aufl. 1974/75 (hrsg. von Friesenhahn/Scheuner),  2. Aufl. 1994 (hrsg. von Ustl/Pirson); 
ferner  die von v. Campenhausen und von Hollerbach  bearbeiteten §§ 136 ff.  im Handbuch des 
Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland, Band VI, 1989 (hrsg. von Isensee/Kirchhof);  sowie 
aus der Kommentarliteratur vor allem v. Campenhausen, in: v. Mangoldt/Klein, GG, Komm., 
Art. 140. Aktuelle Fragen des Staatskirchenrechts werden jährlich in den Essener Gesprächen zum 
Thema Staat und Kirche (hrsg. von Marré et  al.)  behandelt. 
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durchaus nachhaltig berühren können, wie etwa die Kirchensteuer, das kirch-
liche Arbeitsrecht oder jüngst die Anbringung von Kreuzen in Schulräumen. 
Der Streit um diese Details verweist indessen auf die dahinter stehenden 
grundlegenden staatskirchenrechtlichen Fragestellungen. 

Dies gilt in besonderem Maße für die Militärseelsorge4 in der Bundeswehr, 
wo sich die Kooperation von Staat und Kirche in einem für beide Seiten aus-
gesprochen sensiblen Bereich bewähren muß. 

A. Militärseelsorge in der Diskussion 

Bald nach Aufstellung der ersten Bundeswehreinheiten im Januar 1956 be-
stellten evangelische und katholische Kirche die ersten Militärgeistlichen, die 
dann vom Staat verbeamtet wurden. Parallel dazu wurden das Evangelische 
Kirchenamt für die Bundeswehr und das Katholische Militärbischofsamt als 
staatliche, dem Bundesverteidigungsministerium unterstellte Behörden errich-
tet und die ersten Militärbischöfe ernannt.5 Vorangegangen waren schon 
beinahe sechsjährige Verhandlungen zwischen der sog. Dienststelle Blank6 

auf staatlicher sowie der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) und der 
Deutschen Bischofskonferenz 7 auf kirchlicher Seite, die erst am 22.02.1957 -
also etwa ein Jahr nach Beginn der Militärseelsorge - mit Unterzeichnung des 
Militärseelsorgevertrages zwischen Staat und evangelischer Kirche ihren Ab-

4 Die Seelsorge gilt freilich nicht dem "Militär", sondern den Soldaten. In jüngster Zeit wird 
daher vorgeschlagen, den Terminus "Militärseelsorge" durch "Seelsorge an Soldaten" zu ersetzen 
(etwa Bewersdorff,  epd Dokumentation 25/92, 1 [3]). Nichtsdestotrotz soll in Anlehnung an den 
gesetzlichen und vertraglichen Sprachgebrauch im Rahmen dieser Untersuchung die herkömmliche 
Terminologie verwendet werden. 

5 Dazu etwa W.Huber,  Kirche und Öffentlichkeit,  S. 256 f.; Steuber,  Militärseelsorge, S. 68, 
79; Müller-Kent,  Militärseelsorge, S. 61. 

6 Die Bezeichnung geht auf Theodor Blank  zurück, Leiter einer Dienststelle, die u.a. den 
Wiederaufbau deutscher Streitkräfte  vorbereiten sollte. Aus ihr ging 1955 das Bundesministerium 
der Verteidigung (mit Blank  als erstem Verteidigungsminister) hervor. 

7 Die katholische Kirche hatte sich bereits im Reichskonkordat vom 20.07.1933 mit dem 
deutschen Staat auf eine vertragliche Regelung der Militärseelsorge verständigt und war daher 
keine Vertragspartei des Militärseelsorgevertrages von 1957. Dennoch nahm sie an den Verhand-
lungen teil, da der Staat an einer einheitlichen Regelung der Militärseelsorge für beide Kirchen 
interessiert war. Zudem sollten die beamtenrechtlichen Vorschriften des Militärseelsorgevertrages 
auch für die katholischen Militärgeistlichen gelten; vgl. Art. 2 des Gesetzes über die Militärseel-
sorge vom 26.07.1957, BGBl. I I S. 701. 
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schluß fanden.8 Diese Verhandlungen erwiesen sich als äußerst schwierig, da 
die von der Dienststelle Blank intendierte und von der katholischen Kirche 
gebilligte Ausgestaltung der Militärseelsorge innerhalb der evangelischen 
Kirche heftig umstritten war. Obwohl sich das westdeutsche Modell der Seel-
sorge an Soldaten nach Ansicht aller unmittelbar Beteiligten - namentlich der 
Soldaten und Militärgeistlichen - ausgesprochen bewährt hat,9 blieb die Mili-
tärseelsorge auch nach ihrer Errichtung in der Diskussion, wobei sich Kritiker 
sowohl auf Seiten des Staates, in Politik und Rechtslehre, als auch auf kirchli-
cher Seite - vornehmlich innerhalb der evangelischen Kirche - gefunden 
haben und finden. 

Die innerevangelische Diskussion während der Vertragsverhandlungen 
weist dabei zahlreiche Parallelen zur gegenwärtigen auf. Damals wie heute 
beklagen einige Stimmen, daß die Militärseelsorge finanziell und administra-
tiv in der Abhängigkeit des Staates stehe und damit "im Prinzip unfrei"  sei.10 

Sie sei eine Militärkirche,11 Erbin der Allianz von Thron und Altar,12 in der 
die Freiheit der Verkündigung des Evangeliums nicht gewährleistet sei.13 

Soweit die Militärseelsorger darauf verweisen, in ihrer Amtsführung voll-
kommen unabhängig zu sein,14 wird gerade darin ein besonders raffiniertes 

8 Zu den Verhandlungen siehe Blaschke/Oberhem,  Bundeswehr und Kirchen, S. 3 ff.;  Bleese, 
Militärseelsorge, S. 192 ff.;  Cremers,  Militärseelsorge-Vertrag,  S. 32 ff.  mit ausführlicher  Doku-
mentation im Anhang; Steuber,  Militärseelsorge, S. 13 ff. 

9 Für die Militärseelsorge  siehe etwa: Binder,  epd Dokumentation 47/94, 2 (Interview); Otte-
meyer,  epd Dokumentation 25/92, 17 (18); ders.,  EvKomm 1994, 661; von den  Steinen,  epd Do-
kumentation 22/93, 59 ff.;  Janzen,  Unsere Kirche Nr. 35 vom 21.08.1994, S. 7; sowie den Rat der 
Militärpfarrer,  epd Dokumentation 47/94, 16. - Für den Staat:  v.Gilsa,  epd Dokumentation 4/93, 
55; 35. Jahresbericht des Wehrbeauftragten 1993, BT-Dr. 12/6950, S. 14. - Die Zufriedenheit der 
Soldaten  läßt sich u.a. daran ablesen, daß eine "Aktion pro Militärseelsorge" immerhin 63.000 
Unterschriften sammeln konnte (dazu Unsere Kirche Nr. 35 vom 21.08.1994, S. 5; epd Dokumen-
tation 39/94, 29); vgl. ferner  Stöckmann,  epd Dokumentation 25/92, 21, sowie den Deutschen 
Bundeswehrverband,  Die Bundeswehr 8/94, S. 1, 4. 

1 0 Reese, Junge Kirche 1982, 351 (355); Diestelmeier,  Unsere Kirche Nr. 35 vom 21.08.1994, 
S. 7. 

1 1 Linke,  Stimme der Gemeinde 1965, 131. Vgl. auch Gollwitzer,  Stimme der Gemeinde 1965, 
143 (144). 

1 2 Vgl. Stüber,  in: Orlt (Hrsg.), Militärseelsorge im Dialog, S. 173 (183), der insoweit von ei-
nem "Negativklischee" spricht. 

1 3 linke,  Stimme der Gemeinde 1965, 131; vgl. auch Niemöller,  epd Dokumentation 25/92, 
26 (28). 

1 4 So etwa die Militärgeneraldekane Gramm,  Essener Gespräche 23 (1989), 151 - Diskussi-
onsbeitrag, und Ottemeyer,  epd Dokumentation 25/92, 17 (18); ders.,  EvKomm 1994, 661, sowie 
Militärgeneralvikar Niermann,  epd Dokumentation 4/93, 40; ferner  Krech,  EvKomm 1992, 427. 




